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wie vom Sicherheitsrat in seiner Resolution 497 (1981) bestä-
tigt, und fordert Israel auf, diesen Beschluss rückgängig zu
machen;

3. bekräftigt ihre Feststellung, dass alle einschlägi-
gen Bestimmungen der Landkriegsordnung in der Anlage
zum IV. Haager Abkommen von 190769 sowie des Genfer Ab-
kommens zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten68

nach wie vor auf das seit 1967 von Israel besetzte syrische
Hoheitsgebiet Anwendung finden, und fordert die Vertrags-
parteien dieser Übereinkünfte auf, ihre Verpflichtungen aus
diesen Übereinkünften unter allen Umständen einzuhalten be-
ziehungsweise deren Einhaltung sicherzustellen;

4. stellt erneut fest, dass die weiter andauernde Beset-
zung des syrischen Golan und dessen De-facto-Annexion ein
Hindernis auf dem Wege zur Herbeiführung eines gerechten,
umfassenden und dauerhaften Friedens in der Region darstel-
len;

5. fordert Israel auf, die Gespräche mit Syrien und
Libanon wiederaufzunehmen und die im Verlauf der früheren
Gespräche eingegangenen Verpflichtungen und abgegebenen
Zusicherungen zu achten;

6. verlangt erneut, dass sich Israel in Durchführung
der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats bis zur Li-
nie vom 4. Juni 1967 aus dem gesamten besetzten syrischen
Golan zurückzieht;

7. fordert alle betroffenen Parteien, die gemeinsamen
Schirmherren des Friedensprozesses und die gesamte interna-
tionale Gemeinschaft auf, alle erforderlichen Anstrengungen
zu unternehmen, um die Wiederaufnahme des Friedenspro-
zesses und seinen Erfolg sicherzustellen, indem sie die Reso-
lutionen 242 (1967) und 338 (1973) des Sicherheitsrats
durchführen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 66/68

Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 6. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/66/L.22 und Add.1, eingebracht von: Australien, Belgien, Brasi-
lien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Honduras, Island, Kamerun,
Kanada, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Neusee-
land, Niederlande, Norwegen, Palau, Papua-Neuguinea, Philippi-
nen, Portugal, Rumänien, Slowenien, Tuvalu, Ukraine, Vereinigte
Staaten von Amerika.

66/68. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das 
Übereinkommen von 1995 zur Durchführung der 
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 
über die Erhaltung und Bewirtschaftung von 
gebietsübergreifenden 



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

45

ferner unter Begrüßung
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beträchtlichen Anstrengungen anerkennend, die von Staaten
und im Rahmen verschiedener regionaler Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung unter-
nommen werden, um die Beifangsterblichkeit zu verringern,

I
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nien der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen zu berücksichtigen;

11. ermutigt die Staaten außerdem, einzeln oder über
die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung Beobachtungsprogramme aus-
zuarbeiten beziehungsweise zu stärken, um die Erhebung von
Daten unter anderem über Ziel- und Beifangarten zu verbes-





I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

51

in New York abgehaltenen Konferenz zur Überprüfung des
Durchführungsübereinkommens86 und bei der Bestimmung
neuer Prioritäten schneller voranzuschreiten;

34. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls
über die subregionalen und regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu er-
wägen, die Empfehlungen der vom 24. bis 28. Mai 2010 in
New York abgehaltenen wiederaufgenommenen Überprü-
fungskonferenz87 nach Bedarf umzusetzen;

35. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen erneut, Vereinbarungen mit
den Staaten über die Erhebung und Verbreitung von Daten
über die Fischerei auf Hoher See durch ihre Flagge führende
Schiffe auf subregionaler und regionaler Ebene einzuleiten,
falls solche Vereinbarungen noch nicht bestehen;

36. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen außerdem erneut, ihre Da-
tenbank der globalen Fischereistatistiken zu überarbeiten und
darin nach Fangort aufgeschlüsselte Informationen über ge-
bietsübergreifende Fischbestände, Bestände weit wandernder
Fische und gesonderte Hochseefischbestände bereitzustellen;

III

Verwandte Übereinkünfte auf dem 
Gebiet der Fischerei

37. betont, wie wichtig die wirksame Durchführung
der Bestimmungen des Einhaltungsübereinkommens77 ist,
und fordert nachdrücklich weitere diesbezügliche Anstren-
gungen;

38. fordert alle Staaten und die anderen in Artikel X
Absatz 1 des Einhaltungsübereinkommens genannten Rechts-
träger, die noch nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens
geworden sind, auf, dies mit Vorrang zu tun und in der Zwi-
schenzeit seine vorläufige Anwendung zu erwägen;

39. fordert die Staaten und die subregionalen und re-
gionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung nachdrücklich auf, den Verhaltensko-
dex innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs anzuwenden und
seine Anwendung zu fördern;

40. legt den Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang
nationale und gegebenenfalls regionale Aktionspläne zu erar-
beiten und durchzuführen, um die internationalen Aktionsplä-
ne der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen umzusetzen;

41. befürwortet, dass die zuständigen internationalen
Organisationen Leitlinien für bewährte Verfahren zugunsten
der Sicherheit auf See im Zusammenhang mit der Meeresfi-
scherei erarbeiten;

42. befürwortet außerdem eine breite Beteiligung an
der diplomatischen Konferenz, die von der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation für 2012 zu dem Zweck nach
Südafrika einberufen wurde, eine Übereinkunft über die
Durchführung des Torremolinos-Protokolls von 1993 zum In-
ternationalen Übereinkommen von Torremolinos von 1977
über die Sicherheit von Fischereifahrzeugen anzunehmen;

IV

Illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei

43. bringt erneut mit Nachdruck ihre ernsthafte Be-
sorgnis darüber zum Ausdruck, dass die illegale, ungemeldete
und unregulierte Fischerei nach wie vor eine der größten Be-
drohungen für marine Ökosysteme darstellt und auch weiter-
hin ernste und schwerwiegende Folgen für die Erhaltung und
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pflichtungen, zu beschließen und durchzuführen, wie im In-
ternationalen Aktionsplan zur Verhinderung, Bekämpfung
und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregu-
lierten Fischerei gefordert;

59. befürwortet, dass die Staaten und andere maßgeb-
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wirtschaftungsmaßnahmen untergräbt, in den internationalen
Handel gelangen;

68. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen, über den Stand der Erarbei-
tung von Leitlinien für bewährte Verfahren für Fangdoku-
mentationsregelungen und Rückverfolgbarkeit Bericht zu er-
statten, damit der Generalsekretär diese Angaben in seinen
der Generalversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Ta-
gung vorzulegenden Bericht über die Fischerei aufnehmen
kann;

69. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Völ-
kerrecht gemeinsame Aufsichts- und Durchsetzungsmaßnah-
men in die Wege zu leiten und durchzuführen, um die Bemü-
hungen zur Gewährleistung der Einhaltung der Erhaltungs-
und Bewirtschaftungsmaßnahmen und zur Verhinderung und
Abschreckung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei zu verstärken und zu verbessern;

70. fordert die Staaten nachdrücklich auf, unmittelbar
und über die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf wirksame
Überwachungs-, Kontroll- und Aufsichtsmaßnahmen für
Umladungen, insbesondere Umladungen auf See, zu erarbei-
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beitragen, so auch indem sie beschleunigt daran arbeiten, die
im Rahmen der Welthandelsorganisation geführten Verhand-
lungen über Fischereisubventionen im Einklang mit der Mi-
nistererklärung von Doha 200188 und der Ministererklärung
von Hongkong 200589 abzuschließen, um die Disziplinen be-
treffend Fischereisubventionen zu klären und zu verbessern
beziehungsweise zu stärken, unter Berücksichtigung der Be-
deutung des Fischereisektors für die Entwicklungsländer;

VII
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über selektive Fanggeräte und -praktiken sowie über den Ein-
satz geeigneter Maßnahmen zur Beifangreduzierung zu för-
dern;

87. legt den Staaten und den im Seerechtsübereinkom-
men und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfüh-
rungsübereinkommens genannten Rechtsträgern nahe, gege-
benenfalls die Mitwirkung in subregionalen und regionalen
Übereinkünften und Organisationen zu erwägen, zu deren
Auftrag es gehört, beim Fischfang unbeabsichtigt gefangene
Nichtzielarten zu erhalten;

88. legt den Staaten nahe, soweit erforderlich und un-
ter Berücksichtigung der bewährten Verfahren für die Bewirt-
schaftung von Nichtzielarten die Kapazitäten der subregiona-
len und regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, zu
stärken, um die angemessene Erhaltung der beim Fischfang
unbeabsichtigt gefangenen Nichtzielarten zu gewährleisten,
und ihre in dieser Hinsicht unternommenen Anstrengungen
zu beschleunigen;

89. ersucht die Staaten und die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung, die in den Leitlinien der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen von 2004 zur
Verringerung der Sterblichkeit von Meeresschildkröten in der
Fischerei90 und ihrem Internationalen Aktionsplan zur Verrin-
gerung der Beifänge von Seevögeln bei der Lang-
leinenfischerei76 empfohlenen Maßnahmen, soweit angezeigt,
dringend durchzuführen, um den Rückgang der Meeres-
schildkröten- und Seevogelpopulationen zu verhindern, in-
dem sie bei ihren Fischereitätigkeiten Beifänge minimieren
und die Überlebensraten wiederausgesetzter Tiere erhöhen,
namentlich durch die Forschung und Entwicklung auf dem
Gebiet alternativer Fanggeräte und Köder, die Förderung des
Einsatzes der bestehenden Technologien zur Beifangreduzie-
rung sowie die Einführung und Stärkung von Datenerhe-
bungsprogrammen mit dem Ziel, standardisierte Informatio-
nen für die zuverlässige Schätzung der Beifänge dieser Arten
zu gewinnen; 

90. ersucht die Staaten und die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung außerdem, dringend Schritte zu unternehmen, um die
Beifänge von Seevögeln, namentlich Albatrossen und Sturm-
vögeln, in der Fischerei zu verringern, indem sie Erhaltungs-
maßnahmen beschließen und durchführen, die den techni-
schen Leitlinien der Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
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Bestände sicherstellen, und sich an der Arbeit der Organisa-
tion oder der Vereinbarung zu beteiligen;

95. legt allen Unterzeichnerstaaten des Übereinkom-
mens über die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischerei-
ressourcen im Südostatlantik92 und den anderen Staaten, de-
ren Schiffe im Gebiet des Übereinkommens Fischereiressour-
cen befischen, die von dem Übereinkommen erfasst werden,
eindringlich nahe, mit Vorrang Vertragsparteien des Über-
einkommens zu werden und in der Zwischenzeit sicherzustel-
len, dass die ihre Flagge führenden Schiffe die beschlossenen
Maßnahmen vollständig befolgen;

96. begrüßt die jüngste Ratifikation des Übereinkom-
mens über die Fischerei im südlichen Indischen Ozean und
legt den Unterzeichnerstaaten und den Staaten, die ein tat-
sächliches Interesse haben, nahe, Vertragsparteien des Über-
einkommens zu werden, und fordert diese Staaten nachdrück-
lich auf, bis zu seinem Inkrafttreten einstweilige Maßnahmen,
darunter Maßnahmen im Einklang mit den Ziffern 80 und 83
bis 87 der Resolution 61/105 und den Ziffern 117, 119, 120,
122 und 123 der Resolution 64/72 vom 4. Dezember 2009, zu
vereinbaren und durchzuführen, um die Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Fischereiressourcen und ihrer marinen
Ökosysteme und Lebensräume in dem Gebiet, auf das dieses
Übereinkommen Anwendung findet, sicherzustellen;

97. nimmt Kenntnis von den jüngsten auf regionaler
Ebene unternommenen Anstrengungen zur Förderung verant-
wortungsvoller Fischereipraktiken, namentlich zur Bekämp-
fung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei;

98. begrüßt die jüngsten Ratifikationen des Überein-
kommens über die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fi-
schereiressourcen der Hohen See im Südpazifik und den
jüngsten Beitritt dazu und befürwortet weitere Ratifikationen,
Annahmen und Genehmigungen dieses Übereinkommens
und Beitritte dazu, damit es bald in Kraft treten kann;

99. legt den Staaten, den Organisationen der regiona-
len Wirtschaftsintegration und den in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe b des Übereinkommens über die Erhaltung und
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im
Südpazifik genannten Rechtsträgern, die an seiner Aushand-
lung beteiligt waren, nahe, bis zu seinem Inkrafttreten und der
Festlegung von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnah-
men die freiwilligen einstweiligen Maßnahmen, die zur Um-
setzung der Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105
beschlossen wurden, vollständig durchzuführen;

100. legt den Staaten, den Organisationen der regiona-
len Wirtschaftsintegration und den in Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe b des Übereinkommens über die Erhaltung und
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im
Südpazifik genannten Rechtsträgern, die an seiner Aushand-
lung beteiligt waren, außerdem nahe, bis zu seinem Inkraft-
treten und der Festlegung von Erhaltungs- und Bewirtschaf-

tungsmaßnahmen die freiwilligen einstweiligen Maßnahmen,
die beschlossen wurden, vollständig durchzuführen und den
Fischereiaufwand und die Fangmengen freiwillig einzu-
schränken, um eine übermäßige Ausbeutung bestimmter pe-
lagischer Fischereiressourcen in dem Gebiet, auf das dieses
Übereinkommen Anwendung finden wird, zu vermeiden, und
den von der Arbeitsgruppe Wissenschaft erteilten wissen-
schaftlichen Rat zu berücksichtigen, wenn sie künftige einst-
weilige Maßnahmen beschließen, die vor dem Inkrafttreten
dieses Übereinkommens auf bestimmte pelagische Fischerei-
ressourcen angewendet werden sollen, und fordert ferner eine
umfassende und genaue Berichterstattung über die Fangmen-
gen im Einklang mit den einstweiligen Maßnahmen;

101. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom Abschluss
der Verhandlungen über die Schaffung einer regionalen Fi-
schereibewirtschaftungsorganisation im Nordpazifik und er-
mutigt die Teilnehmerstaaten, die gemäß den Ziffern 80 und
83 bis 87 der Resolution 61/105 und den Ziffern 117, 119,
120, 122 und 123 der Resolution 64/72 beschlossenen freiwil-
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temansatz für die Fischereibewirtschaftung sowie Erwägun-
gen der biologischen Vielfalt, einschließlich der Erhaltung
und Bewirtschaftung ökologisch verwandter und abhängiger
Arten und des Schutzes ihrer Lebensräume, einbeziehen, so-
fern diesbezüglich noch Lücken bestehen, um sicherzustellen,
dass sie einen wirksamen Beitrag zur langfristigen Erhaltung
und Bewirtschaftung und zur nachhaltigen Nutzung der le-
benden Meeresressourcen leisten, und begrüßt die Schritte,
die einige regionale Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung in diese Richtung unter-
nommen haben;

106. fordert die für die Erhaltung und Bewirtschaftung
von Beständen weit wandernder Fische zuständigen regiona-
len Fischereibewirtschaftungsorganisationen, die noch keine
an den besten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen
ausgerichteten wirksamen Maßnahmen zur Erhaltung und
Bewirtschaftung der unter ihr Mandat fallenden Bestände be-
schlossen haben, auf, dies dringend zu tun;

107. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Zusam-
menarbeit zwischen den bestehenden und sich entwickelnden
regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, zu stärken
und auszuweiten, namentlich durch verbesserte Kommunika-
tion und weitere Koordinierung der Maßnahmen, etwa im
Wege gemeinsamer Konsultationen, und die Integration, Ko-
ordinierung und Zusammenarbeit dieser regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung mit anderen zuständigen Fischereiorganisationen, Re-
gionalmeervereinbarungen und anderen zuständigen interna-
tionalen Organisationen zu stärken;

108. fordert die fünf für die Bewirtschaftung weit wan-
dernder Arten zuständigen regionalen Fischereibewirtschaf-
tungsorganisationen nachdrücklich auf, weiterhin Maßnah-
men zur Durchführung des Vorgehensplans zu ergreifen, der
auf der zweiten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch be-
fassten regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung verabschiedet wurde, und
die Empfehlungen der dritten gemeinsamen Tagung der mit
Thunfisch befassten regionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu prüfen;

109. bittet die Staaten und die für die Bewirtschaftung
gebietsübergreifender Fischbestände zuständigen regionalen
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126. begrüßt außerdem die maßgebliche Arbeit, die die
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134. ist sich vor allem der besonderen Umstände und
Bedürfnisse der Entwicklungsländer sowie der konkreten
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serlärm auf die Fischbestände und die Fischfangquoten sowie
über die damit verbundenen sozioökonomischen Auswirkun-
gen;

144. fordert die Staaten auf, namentlich über die regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung eine aktive Rolle bei den weltweiten An-
strengungen zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der le-
benden Meeresressourcen zu übernehmen und so zur biologi-
schen Vielfalt der Meere beizutragen;

145. legt den Staaten nahe



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

63

153. fordert die Staaten auf, durch einen ständigen Dia-
log und die im Einklang mit den Artikeln 24 bis 26 des
Durchführungsübereinkommens gewährte Hilfe und Zusam-
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und sie zu bitten, ihm Informationen zu übermitteln, die für
die Durchführung dieser Resolution von Belang sind; 

163. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht über nachhaltige Fischerei, namentlich durch das
Übereinkommen von 1995 zur Durchführung der Bestim-
mungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Natio-
nen vom 10. Dezember 1982 betreffend die Erhaltung und
Bewirtschaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen
und Beständen weit wandernder Fische und damit zusam-
menhängende Übereinkünfte, vorzulegen, in dem die von den
Staaten, den zuständigen Sonderorganisationen, insbesondere
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen, und anderen in Betracht kommenden Organen,
Organisationen und Programmen des Systems der Vereinten
Nationen, den subregionalen und regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend die Erhaltung und Bewirt-
schaftung von gebietsübergreifenden Fischbeständen und Be-
ständen weit wandernder Fische sowie von anderen zuständi-
gen zwischenstaatlichen Organen und nichtstaatlichen Orga-
nisationen bereitgestellten Informationen berücksichtigt wer-
den und der unter anderem die in den entsprechenden Ziffern
dieser Resolution vorgegebenen Bestandteile enthalten soll;

164. stellt fest, dass der Wunsch besteht, die Effizienz
der informellen Konsultationen über die jährliche Resolution
der Generalversammlung betreffend nachhaltige Fischerei so-
wie die wirksame Beteiligung der Delegationen daran weiter
zu verbessern, beschließt, dass die informellen Konsultatio-
nen über diese Resolution in einer einzigen sechstägigen
Konsultationsrund259ion




